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Ubersetzung

Internationales Ubereinkommen
zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen

Abgeschlossen in New York am 20. Dezember 2006

Von der Bundesversammlung genehmigt am 18. Dezember 2015!
Ratifikationsurkunde von der Schweiz hinterlegt am 2. Dezember 2016
In Kraft getreten fiir die Schweiz am 1. Januar 2017

(Stand am 10. September 2024)

Die Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens,

in der Erwdgung, dass die Charta der Vereinten Nationen? die Staaten verpflichtet,
die allgemeine Achtung und Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten zu fordern,

im Hinblick auf die Allgemeine Erklidrung der Menschenrechte,

eingedenk des Internationalen Paktes iiber wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte3, des Internationalen Paktes tiber biirgerliche und politische Rechte und der
anderen einschligigen internationalen Ubereinkiinfte auf dem Gebiet der Menschen-
rechte, des humanitiren Volkerrechts und des internationalen Strafrechts,

eingedenk ferner der von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer
Resolution 47/133 vom 18. Dezember 1992 angenommenen Erkldrung iiber den
Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen,

in Anbetracht der ausserordentlichen Schwere des Verschwindenlassens, das ein Ver-
brechen und unter bestimmten im Volkerrecht festgelegten Umsténden ein Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit darstellt,

entschlossen, Fille von Verschwindenlassen zu verhiiten und die Straflosigkeit des
Verbrechens des Verschwindenlassens zu bekdmpfen,

in Anbetracht des Rechtes jeder Person, nicht dem Verschwindenlassen unterworfen
zu werden, und des Rechtes der Opfer auf Gerechtigkeit und Wiedergutmachung,

in Bekrdftigung des Rechtes jedes Opfers, die Wahrheit iiber die Umstdnde eines Ver-
schwindenlassens und das Schicksal der verschwundenen Person zu erfahren, sowie
des Rechtes auf die Freiheit, zu diesem Zweck Informationen einzuholen, zu erhalten
und zu verbreiten,

sind wie folgt iibereingekommen:

AS 2016 4693; BB1 2014 453

1 AS 2016 4687
2 SR0.120

3 SR0.103.1

4 SR0.103.2
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0.103.3 Menschenrechte und Grundfreiheiten

Teil I

Art. 1
(1) Niemand darf dem Verschwindenlassen unterworfen werden.

(2) Aussergewohnliche Umstinde gleich welcher Art, sei es Krieg oder Kriegsgefahr,
innenpolitische Instabilitit oder ein sonstiger 6ffentlicher Notstand, diirfen nicht als
Rechtfertigung fiir das Verschwindenlassen geltend gemacht werden.

Art. 2
Im Sinne dieses Ubereinkommens:

bedeutet «Verschwindenlassen» die Festnahme, den Entzug der Freiheit, die Entfiih-
rung oder jede andere Form der Freiheitsberaubung durch Bedienstete des Staates
oder durch Personen oder Personengruppen, die mit Erméichtigung, Unterstiitzung
oder Duldung des Staates handeln, gefolgt von der Weigerung, diese Freiheitsberau-
bung anzuerkennen, oder der Verschleierung des Schicksals oder des Verbleibs der
verschwundenen Person, wodurch sie dem Schutz des Gesetzes entzogen wird.

Art. 3

Jeder Vertragsstaat trifft geeignete Massnahmen, um wegen Handlungen im Sinne des
Artikels 2, die von Personen oder Personengruppen ohne Erméchtigung, Unterstiit-
zung oder Duldung des Staates begangen werden, zu ermitteln und die Verantwortli-
chen vor Gericht zu stellen.

Art. 4

Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um sicherzustellen, dass das
Verschwindenlassen nach seinem Strafrecht eine Straftat darstellt.

Art. §

Die ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens stellt ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit im Sinne des anwendbaren Vélkerrechts dar und
zieht die nach diesem Recht vorgesehenen Konsequenzen nach sich.

Art. 6

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um zumindest folgende
Personen strafrechtlich verantwortlich zu machen:

a) jede Person, die ein Verschwindenlassen begeht, anordnet, dazu auffordert,
dazu anstiftet, es zu begehen versucht, Mittiter oder Gehilfe an einem Ver-
schwindenlassen ist oder an ihm teilnimmt;

b) einen Vorgesetzten, der:
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i)  wusste, dass Untergebene unter seiner tatsdchlichen Fithrungsgewalt und
Kontrolle ein Verbrechen des Verschwindenlassens begingen oder zu be-
gehen im Begriff waren, oder eindeutig darauf hinweisende Informatio-
nen bewusst ausser Acht liess,

ii) die tatsdchliche Verantwortung und Kontrolle {iber Tétigkeiten ausiibte,
die mit dem Verbrechen des Verschwindenlassens zusammenhingen,
und

iii) nicht alle in seiner Macht stehenden erforderlichen und angemessenen
Massnahmen ergriff, um die Begehung eines Verschwindenlassens zu
verhindern oder zu unterbinden oder die Angelegenheit den zusténdigen
Behorden zur Ermittlung und Strafverfolgung vorzulegen.

¢) Buchstabe b) ldsst die strengeren Normen in Bezug auf die Verantwortlich-
keit, die nach dem einschlégigen Volkerrecht fiir einen militdrischen Befehls-
haber oder eine tatséchlich als militdrischer Befehlshaber handelnde Person
gelten, unbertiihrt.

(2) Eine von einem Tréger ziviler, militarischer oder anderer 6ffentlicher Gewalt er-
teilte Anordnung oder Anweisung darf nicht als Rechtfertigung fiir eine Straftat des
Verschwindenlassens geltend gemacht werden.

Art. 7

(1) Jeder Vertragsstaat bedroht die Straftat des Verschwindenlassens mit angemesse-
nen Strafen, welche die ausserordentliche Schwere der Straftat beriicksichtigen.

(2) Jeder Vertragsstaat kann:

a) mildernde Umstidnde vorsehen, insbesondere fiir Personen, die zwar an der
Begehung eines Verschwindenlassens mitgewirkt haben, aber wirksam dazu
beitragen, die verschwundene Person lebend aufzufinden, oder es ermogli-
chen, Fille von Verschwindenlassen aufzukldren oder die Téter eines Ver-
schwindenlassens zu identifizieren;

b) unbeschadet anderer strafrechtlicher Verfahren erschwerende Umsténde vor-
sehen, insbesondere im Fall des Todes der verschwundenen Person oder des
Verschwindenlassens von schwangeren Frauen, Minderjahrigen, Personen
mit Behinderungen oder anderen besonders verletzlichen Personen.

Art. 8
Unbeschadet des Artikels 5

(1) Trifft jeder Vertragsstaat, in dem fiir das Verschwindenlassen Verjdhrungsvor-
schriften gelten, die erforderlichen Massnahmen, um sicherzustellen, dass die Verjah-
rungsfrist bei der Strafverfolgung:

a) von langer Dauer ist und im Verhéltnis zur ausserordentlichen Schwere dieser
Straftat steht;

b) mit dem Zeitpunkt der Beendigung der Straftat des Verschwindenlassens be-
ginnt, wobei zu beriicksichtigen ist, dass die Straftat von Dauer ist.
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0.103.3 Menschenrechte und Grundfreiheiten

(2) Jeder Vertragsstaat gewihrleistet das Recht der Opfer von Verschwindenlassen
auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor Ablauf der Verjahrungsfrist.

Art. 9

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um seine Zustdndigkeit
zur Ausiibung der Gerichtsbarkeit {iber die Straftat des Verschwindenlassens in fol-
genden Fillen zu begriinden:

a) wenn die Straftat in einem der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates unter-
stehenden Gebiet oder an Bord eines in diesem Staat eingetragenen Schiffes
oder Luftfahrzeugs begangen wird;

b) wenn der Verdéchtige Angehoriger des betreffenden Staates ist;

¢) wenn die verschwundene Person Angehorige des betreffenden Staates ist und
der Vertragsstaat es fiir angebracht hélt.

(2) Ebenso trifft jeder Vertragsstaat die erforderlichen Massnahmen, um seine Zu-
standigkeit zur Ausiibung der Gerichtsbarkeit {iber die Straftat des Verschwindenlas-
sens dann zu begriinden, wenn der Verdéchtige sich in einem der Hoheitsgewalt des
betreffenden Staates unterstehenden Gebiet befindet und dieser ihn nicht im Einklang
mit seinen internationalen Verpflichtungen an einen anderen Staat ausliefert oder
tibergibt oder an ein internationales Strafgericht iiberstellt, dessen Gerichtsbarkeit er
anerkannt hat.

(3) Dieses Ubereinkommen schliesst eine weiter gehende Strafgerichtsbarkeit, die
nach innerstaatlichem Recht ausgeiibt wird, nicht aus.

Art. 10

(1) Haélt ein Vertragsstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich ein einer Straftat des Ver-
schwindenlassens Verdachtiger befindet, es nach Priifung der ihm vorliegenden In-
formationen in Anbetracht der Umsténde fiir gerechtfertigt, so nimmt er ihn in Haft
oder trifft alle anderen erforderlichen rechtlichen Massnahmen, um seine Anwesen-
heit sicherzustellen. Die Haft und die anderen rechtlichen Massnahmen miissen mit
dem Recht dieses Vertragsstaats im Einklang stehen; sie diirfen nur so lange aufrecht-
erhalten werden, wie es erforderlich ist, um die Anwesenheit des Verdachtigen wéh-
rend eines Straf-, Ubergabe- beziehungsweise Uberstellungs- oder Auslieferungsver-
fahrens sicherzustellen.

(2) Der Vertragsstaat, der die in Absatz 1 bezeichneten Massnahmen getroffen hat,
fiihrt unverziiglich eine vorldufige Untersuchung oder Ermittlungen zur Feststellung
des Sachverhalts durch. Er zeigt den in Artikel 9 Absatz 1 bezeichneten Vertragsstaa-
ten die auf Grund des Absatzes 1 getroffenen Massnahmen an, einschliesslich der Haft
sowie der sie rechtfertigenden Umsténde, und unterrichtet sie iiber das Ergebnis seiner
vorldufigen Untersuchung oder seiner Ermittlungen und teilt ihnen mit, ob er seine
Gerichtsbarkeit auszuiiben beabsichtigt.
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(3) Eine auf Grund des Absatzes 1 in Haft befindliche Person kann unverziiglich mit
dem nédchsten zusténdigen Vertreter des Staates, dessen Staatsangehorigkeit sie be-
sitzt, oder, wenn sie staatenlos ist, mit dem Vertreter des Staates, in dem sie sich ge-
wohnlich aufhilt, verkehren.

Art. 11

(1) Der Vertragsstaat, der die Hoheitsgewalt iiber das Gebiet ausiibt, in dem der einer
Straftat des Verschwindenlassens Verddchtige aufgefunden wird, unterbreitet den
Fall, wenn er den Betreffenden nicht im Einklang mit seinen internationalen Ver-
pflichtungen an einen anderen Staat ausliefert oder iibergibt oder an ein internationa-
les Strafgericht tiberstellt, dessen Gerichtsbarkeit er anerkannt hat, seinen zustdndigen
Behorden zum Zweck der Strafverfolgung.

(2) Diese Behorden treffen ihre Entscheidung in der gleichen Weise wie im Fall jeder
anderen Straftat schwerer Art nach dem Recht dieses Vertragsstaats. In den in Artikel
9 Absatz 2 bezeichneten Fillen diirfen fiir die Strafverfolgung und Verurteilung keine
weniger strengen Massstdbe bei der Beweisfiihrung angelegt werden als in den in Ar-
tikel 9 Absatz 1 bezeichneten Fillen.

(3) Jeder Person, gegen die ein Verfahren wegen einer Straftat des Verschwindenlas-
sens durchgefiihrt wird, ist wéhrend des gesamten Verfahrens eine gerechte Behand-
lung zu gewdhrleisten. Jeder Person, die wegen einer Straftat des Verschwindenlas-
sens vor Gericht gestellt wird, ist ein gerechtes Verfahren vor einem zusténdigen,
unabhingigen und unparteiischen auf Gesetz beruhenden Gericht zu gewéhrleisten.

Art. 12

(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass jeder, der behauptet, eine Person sei Opfer
eines Verschwindenlassens geworden, das Recht hat, die Sache bei den zustidndigen
Behorden vorzubringen; diese unterziehen den Vorwurf einer umgehenden und un-
parteiischen Priifung und fiihren gegebenenfalls unverziiglich eine umfassende und
unparteiische Untersuchung durch. Gegebenenfalls werden geeignete Vorkehrungen
getroffen, um sicherzustellen, dass der Beschwerdefiihrer, die Zeugen, die Verwand-
ten der verschwundenen Person und ihr Rechtsbeistand sowie die an der Untersu-
chung Beteiligten vor jeder Misshandlung oder Einschiichterung wegen ihrer Be-
schwerde oder ihrer Aussagen geschiitzt sind.

(2) Bestehen hinreichende Griinde fiir die Annahme, dass eine Person Opfer eines
Verschwindenlassens geworden ist, so fithren die in Absatz 1 bezeichneten Behdrden
eine Untersuchung durch, auch wenn keine férmliche Anzeige erstattet worden ist.

(3) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass die in Absatz 1 bezeichneten Behorden:

a) liber die notwendigen Befugnisse und Mittel verfiigen, um die Untersuchung
wirksam durchzufiihren, einschliesslich des Zugangs zu den fiir ihre Untersu-
chung einschldgigen Unterlagen und Informationen;
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b) falls erforderlich mit vorheriger Genehmigung eines Gerichts, das umgehend
entscheidet, Zugang zu jedem Ort der Freiheitsentzichung oder zu jedem an-
deren Ort haben, sofern es hinreichende Griinde fiir die Annahme gibt, dass
sich die verschwundene Person dort befindet.

(4) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um alle Handlungen zu
verhindern und zu ahnden, welche die Durchfiihrung der Untersuchung behindern. Er
stellt insbesondere sicher, dass die einer Straftat des Verschwindenlassens Verdachti-
gen nicht in der Lage sind, den Verlauf der Untersuchung durch die Ausiibung von
Druck oder durch Einschiichterungs- oder Vergeltungsmassnahmen gegeniiber dem
Beschwerdefiihrer, den Zeugen, den Verwandten der verschwundenen Person, ihrem
Rechtsbeistand oder den an der Untersuchung Beteiligten zu beeinflussen.

Art. 13

(1) Fiir die Zwecke der Auslieferung zwischen Vertragsstaaten wird die Straftat des
Verschwindenlassens nicht als politische Straftat, als eine mit einer politischen Straf-
tat zusammenhéngende oder als eine auf politischen Beweggriinden beruhende Straf-
tat angesehen. Folglich darf ein Ersuchen um Auslieferung, das auf einer solchen
Straftat beruht, nicht allein aus diesen Griinden abgelehnt werden.

(2) Die Straftat des Verschwindenlassens gilt als in jeden zwischen Vertragsstaaten
vor Inkrafttreten dieses Ubereinkommens geschlossenen Auslieferungsvertrag einbe-
zogene, der Auslieferung unterliegende Straftat.

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Straftat des Verschwindenlassens als
eine der Auslieferung unterliegende Straftat in jeden kiinftig zwischen ihnen zu
schliessenden Auslieferungsvertrag aufzunehmen.

(4) Erhilt ein Vertragsstaat, der die Auslieferung vom Bestehen eines Vertrags ab-
héngig macht, ein Auslieferungsersuchen von einem anderen Vertragsstaat, mit dem
er keinen Auslieferungsvertrag hat, so kann er dieses Ubereinkommen als die erfor-
derliche Rechtsgrundlage fiir die Auslieferung in Bezug auf die Straftat des Ver-
schwindenlassens ansehen.

(5) Vertragsstaaten, welche die Auslieferung nicht vom Bestehen eines Vertrags ab-
héngig machen, erkennen unter sich die Straftat des Verschwindenlassens als eine der
Auslieferung unterliegende Straftat an.

(6) Die Auslieferung unterliegt in jedem Fall den im Recht des ersuchten Vertrags-
staats oder in den geltenden Auslieferungsvertragen vorgesehenen Bedingungen, ins-
besondere auch den Bedingungen betreffend die fiir die Auslieferung erforderliche
Mindesthohe der angedrohten Strafe und die Griinde, aus denen der ersuchte Vertrags-
staat die Auslieferung ablehnen oder bestimmten Bedingungen unterwerfen kann.

(7) Dieses Ubereinkommen ist nicht so auszulegen, als verpflichte es den ersuchten
Vertragsstaat zur Auslieferung, wenn er stichhaltige Griinde fiir die Annahme hat,
dass das Ersuchen gestellt worden ist, um eine Person wegen ihres Geschlechts, ihrer
Rasse, ihrer Religion, ihrer Staatsangehorigkeit, ihrer ethnischen Herkunft, ihrer po-
litischen Anschauungen oder ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe zu verfolgen oder zu bestrafen, oder dass dieser Person aus einem dieser
Griinde Schaden zugefiigt werden konnte, wenn dem Ersuchen stattgegeben wiirde.
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Art. 14

(1) Die Vertragsstaaten gewihren einander im grosstmdglichen Umfang Rechtshilfe
im Zusammenhang mit Strafverfahren in Bezug auf die Straftat des Verschwindenlas-
sens, einschliesslich der Uberlassung aller ihnen zur Verfiigung stehenden und fiir das
Verfahren erforderlichen Beweismittel.

(2) Diese Rechtshilfe unterliegt den im innerstaatlichen Recht des ersuchten Ver-
tragsstaats oder in den geltenden Rechtshilfevertrigen vorgesehenen Bedingungen,
insbesondere auch den Bedingungen betreffend die Griinde, aus denen der ersuchte
Vertragsstaat die Gewédhrung von Rechtshilfe ablehnen oder sie bestimmten Bedin-
gungen unterwerfen kann.

Art. 15

Die Vertragsstaaten arbeiten zusammen und gewéhren einander im grosstmoglichen
Umfang Hilfe zur Unterstiitzung der Opfer des Verschwindenlassens und bei der Su-
che nach verschwundenen Personen, der Ermittlung ihres Aufenthaltsorts und ihrer
Freilassung sowie im Fall ihres Todes bei der Exhumierung, Identifizierung und Uber-
fithrung ihrer sterblichen Uberreste.

Art. 16

(1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in einen anderen Staat ausweisen, ab-
schieben, an diesen iibergeben oder ausliefern, wenn stichhaltige Griinde fiir die An-
nahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefe, Opfer eines Verschwindenlassens zu wer-
den.

(2) Bei der Feststellung, ob solche Griinde vorliegen, beriicksichtigen die zusténdi-
gen Behorden alle massgeblichen Erwédgungen, gegebenenfalls einschliesslich des
Umstands, dass in dem betreffenden Staat eine stindige Praxis grober, offenkundiger
oder massenhafter Verletzungen der Menschenrechte oder schwerer Verletzungen des
humanitiren Voélkerrechts herrscht.

Art. 17
(1) Niemand darf geheim in Haft gehalten werden.

(2) Unbeschadet anderer internationaler Verpflichtungen des Vertragsstaats in Bezug
auf die Freiheitsentziehung wird jeder Vertragsstaat in seinem Recht:

a) die Bedingungen festlegen, unter denen eine Freiheitsentziehung angeordnet
werden kann;

b) die Behorden bezeichnen, die befugt sind, eine Freiheitsentziehung anzuord-
nen;

c) gewidhrleisten, dass jede Person, der die Freiheit entzogen ist, ausschliesslich
an offiziell anerkannten und tiberwachten Orten der Freiheitsentziehung un-
tergebracht wird;
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d) gewdhrleisten, dass jeder Person, der die Freiheit entzogen ist, gestattet wird,
mit ihrer Familie, ihrem Rechtsbeistand oder jeder anderen Person ihrer Wahl
vorbehaltlich allein der gesetzlich vorgesehenen Bedingungen zu verkehren
und von diesen besucht zu werden, oder, sofern es sich um eine Ausldnderin
oder einen Ausldnder handelt, im Einklang mit dem anwendbaren Vélkerrecht
mit ihren Konsularbehorden zu verkehren,;

e) allen zustdndigen und gesetzlich befugten Behdrden und Einrichtungen Zu-
gang zu den Orten der Freiheitsentziehung gewihrleisten, falls erforderlich
mit vorheriger Genehmigung eines Gerichts;

f) jeder Person, der die Freiheit entzogen ist, oder im Fall eines mutmasslichen
Verschwindenlassens — da die Person, der die Freiheit entzogen ist, das unter
diesem Buchstaben bezeichnete Recht nicht selbst ausiiben kann — allen Per-
sonen mit einem berechtigten Interesse, wie etwa den Verwandten der Person,
der die Freiheit entzogen ist, oder ihren Vertretern oder ihrem Rechtsbeistand,
unter allen Umsténden das Recht gewéhrleisten, ein Verfahren vor Gericht
einzuleiten, damit das Gericht unverziiglich iiber die Rechtmassigkeit der
Freiheitsentziehung entscheidet und die Freilassung der Person anordnet,
wenn die Freiheitsentziehung nicht rechtmaissig ist.

(3) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass ein oder mehrere amtliche Register und/oder
amtliche Akten iiber die Personen, denen die Freiheit entzogen ist, gefiihrt und auf
dem neuesten Stand gehalten werden, die auf Ersuchen umgehend allen Gerichten
oder anderen zustindigen Behorden oder Einrichtungen zur Verfiigung gestellt wer-
den, die dazu nach dem Recht des betreffenden Vertragsstaats oder den einschldgigen
internationalen Ubereinkommen, deren Vertragsstaat der betreffende Staat ist, befugt
sind. Zu den darin enthaltenen Informationen gehéren zumindest:

a) die Identitdt der Person, der die Freiheit entzogen ist;

b) der Tag, die Uhrzeit und der Ort, an dem der Person die Freiheit entzogen
wurde, und die Behorde, die der Person die Freiheit entzogen hat;

c) die Behorde, welche die Freiheitsentziehung angeordnet hat, und die Griinde
fiir die Freiheitsentziehung;

d) die Behorde, die fiir die Uberwachung der Freiheitsentziehung zustindig ist;

e) der Ort der Freiheitsentziehung, der Tag und die Uhrzeit der Aufnahme an
diesem Ort und die fiir diesen Ort zustindige Behorde;

f)  Angaben zum Gesundheitszustand der Person, der die Freiheit entzogen ist;

g) im Fall des Todes wiéhrend der Freiheitsentziehung die Umsténde und die Ur-
sache des Todes und der Verbleib der sterblichen Uberreste;

h) der Tagund die Uhrzeit der Freilassung oder Verlegung an einen anderen Ort
der Freiheitsentziehung, der Bestimmungsort und die fiir die Verlegung zu-
standige Behorde.
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Art. 18

(1) Vorbehaltlich der Artikel 19 und 20 gewihrleistet jeder Vertragsstaat allen Per-
sonen, die ein berechtigtes Interesse an diesen Informationen haben, wie etwa den
Verwandten der Person, der die Freiheit entzogen ist, ihren Vertretern oder ihrem
Rechtsbeistand, zumindest den Zugang zu folgenden Informationen:

a) die Behorde, welche die Freiheitsentziehung angeordnet hat;

b) der Tag, die Uhrzeit und der Ort, an dem der Person die Freiheit entzogen
wurde, sowie der Tag und die Uhrzeit der Aufnahme am Ort der Freiheitsent-
ziehung sowie dessen Lage;

c) die Behérde, die fiir die Uberwachung der Freiheitsentziehung zustindig ist;

d) der Verbleib der Person, der die Freiheit entzogen ist, einschliesslich des Be-
stimmungsorts und der fiir die Verlegung zustidndigen Behorde, falls die Per-
son an einen anderen Ort der Freiheitsentziehung verlegt wird;

e) der Tag, die Uhrzeit und der Ort der Freilassung;
f)  Angaben zum Gesundheitszustand der Person, der die Freiheit entzogen ist;

g) im Fall des Todes wéhrend der Freiheitsentziehung die Umstéinde und die Ur-
sache des Todes und der Verbleib der sterblichen Uberreste.

(2) Falls erforderlich sind geeignete Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass
die in Absatz 1 bezeichneten Personen sowie die an der Untersuchung Beteiligten vor
jeder Misshandlung, Einschiichterung oder Sanktion wegen der Bemiihungen um In-
formationen iiber eine Person, der die Freiheit entzogen ist, geschiitzt sind.

Art. 19

(1) Die im Rahmen der Suche nach einer verschwundenen Person gesammelten
und/oder iibermittelten personenbezogenen Informationen einschliesslich medizini-
scher oder genetischer Daten diirfen nur fiir die Zwecke der Suche nach der ver-
schwundenen Person verwendet oder zur Verfiigung gestellt werden. Dies ldsst die
Verwendung dieser Informationen in Strafverfahren wegen einer Straftat des Ver-
schwindenlassens und die Ausiibung des Rechts auf Entschadigung unberiihrt.

(2) Die Sammlung, Verarbeitung, Verwendung und Speicherung von personenbezo-
genen Informationen einschliesslich medizinischer oder genetischer Daten diirfen die
Menschenrechte, die Grundfreiheiten und die Menschenwiirde nicht verletzen oder
dazu fiihren, dass sie verletzt werden.

Art. 20

(1) Nur wenn eine Person unter dem Schutz des Gesetzes steht und die Freiheitsent-
ziehung der Kontrolle durch ein Gericht unterliegt, darf das in Artikel 18 bezeichnete
Informationsrecht in Ubereinstimmung mit dem anwendbaren Volkerrecht und den
Zielen dieses Ubereinkommens ausnahmsweise eingeschrinkt werden, soweit dies
unbedingt erforderlich und gesetzlich vorgesehen ist und sofern die Informationsiiber-
mittlung die Privatsphire oder die Sicherheit der Person beeintrachtigen oder eine
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laufende strafrechtliche Untersuchung behindern wiirde oder andere gesetzlich vorge-
sehene gleichwertige Griinde dem entgegenstehen. Diese Einschriankungen des in Ar-
tikel 18 bezeichneten Informationsrechts sind nicht zuldssig, wenn sie ein Verhalten
im Sinne des Artikels 2 oder eine Verletzung des Artikels 17 Absatz 1 darstellen.

(2) Unbeschadet der Priifung, ob einer Person die Freiheit rechtmissig entzogen wor-
den ist, gewahrleisten die Vertragsstaaten den in Artikel 18 Absatz 1 bezeichneten
Personen das Recht auf einen umgehenden und wirksamen gerichtlichen Rechtsbe-
helf, um unverziiglich die in Artikel 18 Absatz 1 bezeichneten Informationen zu er-
halten. Dieses Recht auf einen Rechtsbehelf darf unter keinen Umsténden ausgesetzt
oder eingeschriankt werden.

Art. 21

Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um sicherzustellen, dass
Personen, denen die Freiheit entzogen ist, entsprechend einem Verfahren freigelassen
werden, das es erlaubt, verldsslich nachzupriifen, ob sie tatsdchlich freigelassen wor-
den sind. Jeder Vertragsstaat trifft ferner die erforderlichen Massnahmen, um die kor-
perliche Unversehrtheit dieser Personen und ihre Fahigkeit, ihre Rechte uneinge-
schriankt auszuiiben, zum Zeitpunkt der Freilassung zu gewihrleisten, unbeschadet
der Pflichten, die diesen Personen nach innerstaatlichem Recht obliegen.

Art. 22

Unbeschadet des Artikels 6 trifft jeder Vertragsstaat die erforderlichen Massnahmen,
um das folgende Verhalten zu verhindern und zu ahnden:

a) die Behinderung oder Verschleppung der Rechtsbehelfe nach Artikel 17 Ab-
satz 2 Buchstabe f) und Artikel 20 Absatz 2;

b) das Versdumnis, der Pflicht nachzukommen, alle Freiheitsentziehungen in ein
Register einzutragen, sowie die Eintragung von Informationen, deren Unrich-
tigkeit dem fiir das amtliche Register zustéindigen Bediensteten bekannt war
oder hitte bekannt sein miissen;

c) die Weigerung, Auskiinfte {iber eine Freiheitsentziehung zu erteilen, oder das
Erteilen unrichtiger Auskiinfte, obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen fiir
das Erteilen dieser Auskiinfte erfiillt sind.

Art. 23

(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass die Ausbildung des mit dem Gesetzesvoll-
zug betrauten zivilen und militdrischen Personals, des medizinischen Personals, der
Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes und anderer Personen, die mit dem Gewahr-
sam oder der Behandlung einer Person, der die Freiheit entzogen ist, befasst werden
konnen, den erforderlichen Unterricht und die erforderliche Aufklarung iiber die ein-
schligigen Bestimmungen dieses Ubereinkommens umfasst, um:

a) die Beteiligung dieser Bediensteten an Fillen von Verschwindenlassen zu ver-
hiiten;
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b) die Bedeutung der Verhiitung und der Ermittlungen in Bezug auf das Ver-
schwindenlassen zu unterstreichen;

c) sicherzustellen, dass die Dringlichkeit der Aufkldrung der Félle von Ver-
schwindenlassen anerkannt wird.

(2) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, dass Anordnungen oder Anweisungen, durch die
ein Verschwindenlassen vorgeschrieben oder genehmigt oder dazu ermutigt wird, ver-
boten werden. Jeder Vertragsstaat gewdhrleistet, dass eine Person, die sich weigert,
einer solchen Anordnung Folge zu leisten, nicht bestraft wird.

(3) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um sicherzustellen, dass
die in Absatz 1 bezeichneten Personen, die Griinde fiir die Annahme haben, dass ein
Verschwindenlassen stattgefunden hat oder geplant ist, dies ihren Vorgesetzten und,
falls erforderlich, den geeigneten Behorden oder Stellen mit entsprechenden Kontroll-
oder Entscheidungsbefugnissen mitteilen.

Art. 24

(1) Im Sinne dieses Ubereinkommens bezeichnet «Opfer» die verschwundene Person
sowie jede natiirliche Person, die als unmittelbare Folge eines Verschwindenlassens
geschédigt worden ist.

(2) Jedes Opfer hat das Recht, die Wahrheit iiber die Umstdnde des Verschwinden-
lassens, den Verlauf und die Ergebnisse der Untersuchung und das Schicksal der ver-
schwundenen Person zu erfahren. Jeder Vertragsstaat trifft die zu diesem Zweck ge-
eigneten Maflnahmen.

(3) Jeder Vertragsstaat triftt alle geeigneten Massnahmen im Hinblick auf die Suche
nach verschwundenen Personen, die Ermittlung ihres Aufenthaltsorts und ihre Frei-
lassung sowie im Fall des Todes im Hinblick auf die Ermittlung, Achtung und Uber-
fiihrung ihrer sterblichen Uberreste.

(4) Jeder Vertragsstaat gewdhrleistet den Opfern des Verschwindenlassens in seiner
Rechtsordnung das Recht auf Wiedergutmachung und auf umgehende, gerechte und
angemessene Entschidigung.
(5) Das Recht auf Wiedergutmachung nach Absatz 4 umfasst den Ersatz des materi-
ellen und immateriellen Schadens sowie gegebenenfalls andere Arten der Wiedergut-
machung wie:

a) die Restitution;

b) die Rehabilitation;

¢) die Genugtuung, einschliesslich der Wiederherstellung der Wiirde und des
Anschens;

d) die Garantie der Nichtwiederholung.

(6) Unbeschadet der Verpflichtung, die Untersuchung bis zur Aufkldrung des Schick-
sals der verschwundenen Person fortzufiihren, trifft jeder Vertragsstaat die geeigneten
Massnahmen in Bezug auf die Rechtsstellung verschwundener Personen, deren
Schicksal noch nicht aufgeklért worden ist, und die ihrer Verwandten, unter anderem
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hinsichtlich der sozialen Sicherung, finanzieller Angelegenheiten, des Familienrechts
und der Eigentumsrechte.

(7) Jeder Vertragsstaat gewihrleistet das Recht auf Bildung von Organisationen oder
Vereinen, deren Ziel es ist, dazu beizutragen, die Umstinde der Félle von Verschwin-
denlassen und das Schicksal der verschwundenen Personen aufzukléren sowie Opfer
des Verschwindenlassens zu unterstiitzen, und auf freie Beteiligung an ihnen.

Art. 25

(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um folgende Handlun-
gen zu verhindern und nach seinem Strafrecht zu bestrafen:

a) die unrechtmissige Entziehung von Kindern, die Opfer eines Verschwinden-
lassens sind, oder von Kindern, deren Vater, Mutter oder gesetzlicher Vertre-
ter Opfer eines Verschwindenlassens ist, oder von Kindern, die wiahrend der
Gefangenschaft ihrer Mutter im Rahmen eines Verschwindenlassens geboren
sind;

b) die Filschung, das Verbergen oder die Vernichtung von Dokumenten, welche
die wahre Identitdt der unter Buchstabe a bezeichneten Kinder bescheinigen.

(2) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen Massnahmen, um die in Absatz 1
Buchstabe a bezeichneten Kinder zu suchen und zu identifizieren und sie in Uberein-
stimmung mit den gesetzlich vorgesehenen Verfahren und den anwendbaren interna-
tionalen Ubereinkiinften in ihre Herkunftsfamilien zuriickzufiihren.

(3) Die Vertragsstaaten gewéhren einander Hilfe bei der Suche, Identifizierung und
Ermittlung des Aufenthaltsorts der in Absatz 1 Buchstabe a bezeichneten Kinder.

(4) Angesichts des Erfordernisses, das Wohl der in Absatz 1 Buchstabe a bezeichne-
ten Kinder und ihr Recht, ihre Identitét, einschliesslich ihrer Staatsangehorigkeit, ihres
gesetzlich anerkannten Namens und ihrer gesetzlich anerkannten Familienbeziehun-
gen, zu behalten oder wiederherzustellen, zu schiitzen, sehen die Vertragsstaaten, die
ein System der Adoption oder eine andere Form der Unterbringung von Kindern an-
erkennen, gesetzliche Verfahren vor, um das Adoptions- oder Unterbringungsverfah-
ren zu iiberpriifen und gegebenenfalls jede Adoption oder Unterbringung von Kin-
dern, die auf einem Verschwindenlassen beruht, aufzuheben.

(5) In allen Fallen, und insbesondere in Bezug auf alle Angelegenheiten, die im Zu-
sammenhang mit diesem Artikel stehen, ist das Wohl des Kindes vorrangig zu be-
riicksichtigen, und ein Kind, das féhig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, hat das
Recht, diese Meinung frei zu dussern, die entsprechend seinem Alter und seiner Reife
gebiihrend zu beriicksichtigen ist.
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Teil I1

Art. 26

(1) Es wird ein Ausschuss tiber das Verschwindenlassen (im Folgenden als «Aus-
schuss» bezeichnet) errichtet, um die in diesem Ubereinkommen festgelegten Aufga-
ben wahrzunehmen. Der Ausschuss besteht aus zehn unabhédngigen und unpartei-
ischen Sachverstindigen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sach-
kenntnis auf dem Gebiet der Menschenrechte, die in ihrer personlichen Eigenschaft
tatig sind. Die Mitglieder des Ausschusses werden von den Vertragsstaaten auf der
Grundlage einer gerechten geografischen Verteilung gewahlt. Die Zweckmassigkeit
der Beteiligung von Personen mit einschlégiger juristischer Erfahrung an der Arbeit
des Ausschusses und eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter sind zu beriick-
sichtigen.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von
Personen gewihlt, die von den Vertragsstaaten wéahrend der alle zwei Jahre zu diesem
Zweck vom Generalsekretdr der Vereinten Nationen einberufenen Versammlungen
der Vertragsstaaten aus den Reihen ihrer Staatsangehorigen vorgeschlagen worden
sind. In diesen Versammlungen, die beschlussfahig sind, wenn zwei Drittel der Ver-
tragsstaaten vertreten sind, gelten diejenigen Personen als in den Ausschuss gewihlt,
welche die hochste Stimmenzahl und die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden
und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich vereinigen.

(3) Die erste Wahl findet spitestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Uberein-
kommens statt. Vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekretér der Vereinten
Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, innerhalb von drei Monaten Kandidatin-
nen oder Kandidaten vorzuschlagen. Der Generalsekretér fertigt eine alphabetische
Liste aller auf diese Weise vorgeschlagenen Personen unter Angabe der Vertragsstaa-
ten an, die sie vorgeschlagen haben, und iibermittelt diese Liste allen Vertragsstaaten.

(4) Die Ausschussmitglieder werden fiir vier Jahre gewihlt. Sie kdnnen einmal wie-
dergewdhlt werden. Die Amtszeit von fiinf der bei der ersten Wahl gewdhlten Mit-
glieder lauft jedoch nach zwei Jahren ab; unmittelbar nach der ersten Wahl werden
die Namen dieser fiinf Mitglieder vom Vorsitzenden der in Absatz 2 genannten Ver-
sammlung durch das Los bestimmt.

(5) Stirbt ein Ausschussmitglied, tritt es zuriick oder kann es aus irgendeinem ande-
ren Grund seine Aufgaben im Ausschuss nicht mehr wahrnehmen, so ernennt der Ver-
tragsstaat, der es vorgeschlagen hat, in Ubereinstimmung mit den in Absatz 1 bezeich-
neten Kriterien eine andere Kandidatin oder einen anderen Kandidaten seiner
Staatsangehorigkeit, die beziehungsweise der dem Ausschuss wihrend der restlichen
Amtszeit vorbehaltlich der Zustimmung der Mehrheit der Vertragsstaaten angehort.
Diese Zustimmung gilt als erteilt, sofern sich nicht mindestens die Hélfte der Ver-
tragsstaaten binnen sechs Wochen, nachdem sie vom Generalsekretér der Vereinten
Nationen von der vorgeschlagenen Ernennung unterrichtet wurde, dagegen aus-
spricht.

(6) Der Ausschuss gibt sich eine Geschéftsordnung.
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(7) Der Generalsekretér der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuss die Mittel, das
Personal und die Einrichtungen zur Verfiigung, die dieser zur wirksamen Durchfiih-
rung der ihm obliegenden Aufgaben bendtigt. Der Generalsekretir der Vereinten Na-
tionen beruft die erste Sitzung des Ausschusses ein.

(8) Die Mitglieder des Ausschusses haben Anspruch auf die Erleichterungen, Vor-
rechte und Immunititen, die in den einschliigigen Abschnitten des Ubereinkommens
iiber die Vorrechte und Immunitdten der Vereinten Nationen fiir die im Auftrag der
Organisation der Vereinten Nationen titigen Sachverstindigen vorgesehen sind.

(9) Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, mit dem Ausschuss zusammenzuarbeiten
und seine Mitglieder bei der Erfiillung ihres Mandats zu unterstiitzen, soweit er die
Aufgaben des Ausschusses angenommen hat.

Art. 27

Eine Konferenz der Vertragsstaaten wird frithestens vier Jahre und spétestens sechs
Jahre nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens zu dem Zweck abgehalten, die Wir-
kungsweise des Ausschusses zu iiberpriifen und in Ubereinstimmung mit dem in Ar-
tikel 44 Absatz 2 beschriebenen Verfahren zu entscheiden, ob es zweckdienlich ist,
die Uberpriifung dieses Ubereinkommens in Ubereinstimmung mit den in den Arti-
keln 28 bis 36 bezeichneten Aufgaben einer anderen Stelle zu iibertragen, ohne dabei
irgendeine Moglichkeit auszuschliessen.

Art. 28

(1) Im Rahmen der dem Ausschuss nach diesem Ubereinkommen iibertragenen Be-
fugnisse arbeitet dieser mit allen geeigneten Organen, Dienststellen, Sonderorganisa-
tionen und Fonds der Vereinten Nationen, den durch internationale Ubereinkiinfte er-
richteten Vertragsorganen, den Sonderverfahren der Vereinten Nationen, den
einschligigen regionalen zwischenstaatlichen Organisationen oder Einrichtungen so-
wie mit allen einschligigen staatlichen Einrichtungen, Amtern oder Dienststellen zu-
sammen, die sich fiir den Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen einset-
zen.

(2) Bei der Wahrnehmung seines Mandats berit sich der Ausschuss mit anderen Ver-
tragsorganen, die durch einschligige internationale Menschenrechtsiibereinkiinfte er-
richtet worden sind, insbesondere mit dem durch den Internationalen Pakt iiber biir-
gerliche und politische Rechte errichteten Ausschuss fiir Menschenrechte, um die
Einheitlichkeit ihrer jeweiligen Stellungnahmen und Empfehlungen zu gewihrleisten.

Art. 29

(1) Jeder Vertragsstaat legt dem Ausschuss iiber den Generalsekretir der Vereinten
Nationen innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafitreten dieses Ubereinkommens fiir
den betreffenden Vertragsstaat einen Bericht {iber die Massnahmen vor, die er zur
Erfiillung seiner Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen getroffen hat.

(2) Der Generalsekretér der Vereinten Nationen stellt diesen Bericht allen Vertrags-
staaten zur Verfligung.
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(3) Der Ausschuss priift jeden Bericht; er kann die ihm geeignet erscheinenden Be-
merkungen, Stellungnahmen oder Empfehlungen dazu abgeben. Diese Bemerkungen,
Stellungnahmen oder Empfehlungen werden dem betreffenden Vertragsstaat zugelei-
tet, der von sich aus oder auf Ersuchen des Ausschusses auf sie antworten kann.

(4) Der Ausschuss kann die Vertragsstaaten zudem um zusétzliche Angaben iiber die
Durchfiihrung dieses Ubereinkommens ersuchen.

Art. 30

(1) Ein Antrag auf Suche und Auffindung einer verschwundenen Person kann beim
Ausschuss in dringenden Féllen von den Verwandten einer verschwundenen Person,
ihren gesetzlichen Vertretern, ihrem Rechtsbeistand oder jeder anderen von ihnen be-
auftragten Person sowie von jedem, der ein berechtigtes Interesse daran hat, einge-
reicht werden.

(2) Ist der Ausschuss der Auffassung, dass ein nach Absatz 1 gestellter Antrag auf
sofortige Massnahmen:

a) nicht offensichtlich unbegriindet ist;

b) keinen Missbrauch des Rechts auf Einreichung eines solchen Antrags dar-
stellt;

c) vorab den zustindigen Organen des betreffenden Vertragsstaats, wie den zu
Ermittlungen befugten Behorden, ordnungsgemiss vorgelegt worden ist, so-
fern diese Moglichkeit besteht;

d) nicht unvereinbar mit den Bestimmungen dieses Ubereinkommens ist; und

e) dieselbe Sache nicht bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs-
oder Streitregelungsverfahren der gleichen Art gepriift wird, so ersucht er den
betreffenden Vertragsstaat um Angaben iiber die Situation der gesuchten Per-
son innerhalb einer vom Ausschuss festgesetzten Frist.

(3) Unter Beriicksichtigung der ihm vom betreffenden Vertragsstaat nach Absatz 2
mitgeteilten Angaben kann der Ausschuss dem Vertragsstaat Empfehlungen tibermit-
teln, einschliesslich eines Ersuchens, in dem dieser aufgefordert wird, alle erforderli-
chen Massnahmen zu treffen, einschliesslich vorldufiger Massnahmen, um im Ein-
klang mit diesem Ubereinkommen den Aufenthaltsort der Person ausfindig zu
machen, sie zu schiitzen und den Ausschuss innerhalb einer bestimmten Frist tiber die
Massnahmen zu unterrichten, wobei die Dringlichkeit der Situation zu beriicksichti-
gen ist. Der Ausschuss unterrichtet die Person, die den Antrag auf sofortige Massnah-
men gestellt hat, iiber seine Empfehlungen und die Angaben, die ihm vom Vertrags-
staat mitgeteilt wurden, sobald diese verfligbar sind.

(4) Der Ausschuss setzt seine Bemiithungen, mit dem betreffenden Vertragsstaat zu-
sammenzuarbeiten, so lange fort, wie das Schicksal der gesuchten Person nicht auf-
geklart ist. Er hélt die den Antrag stellende Person auf dem Laufenden.
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Art. 31

(1) Ein Vertragsstaat kann bei der Ratifizierung dieses Ubereinkommens oder zu je-
dem spéteren Zeitpunkt erkldren, dass er die Zustidndigkeit des Ausschusses zur Ent-
gegennahme und Priifung von Mitteilungen einzelner Personen oder im Namen ein-
zelner Personen anerkennt, die der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates
unterstehen und die geltend machen, Opfer einer Verletzung dieses Ubereinkommens
durch diesen Vertragsstaat zu sein. Der Ausschuss nimmt keine Mitteilung entgegen,
die einen Vertragsstaat betrifft, der keine derartige Erklérung abgegeben hat.

(2) Der Ausschuss erklért jede Mitteilung fiir unzuléssig, wenn:
a) sie anonym ist;

b) sie einen Missbrauch des Rechts auf Einreichung solcher Mitteilungen dar-
stellt oder mit den Bestimmungen dieses Ubereinkommens unvereinbar ist;

c) dieselbe Sache bereits in einem anderen internationalen Untersuchungs- oder
Streitregelungsverfahren der gleichen Art gepriift wird; oder

d) nichtalle wirksamen zur Verfiigung stehenden innerstaatlichen Rechtsbehelfe
erschopft sind. Dies gilt nicht, wenn die Anwendung der Rechtsbehelfe unan-
gemessen lange dauert.

(3) Istder Ausschuss der Auffassung, dass die Mitteilung die in Absatz 2 bezeichne-
ten Voraussetzungen erfiillt, so {ibermittelt er die Mitteilung dem betreffenden Ver-
tragsstaat mit der Bitte, innerhalb der von ihm festgesetzten Frist seine Stellungnah-
men und Bemerkungen vorzulegen.

(4) Der Ausschuss kann jederzeit nach Eingang einer Mitteilung und bevor eine Ent-
scheidung in der Sache selbst getroffen worden ist, dem betreffenden Vertragsstaat
ein Gesuch zur sofortigen Priifung iibermitteln, in dem er aufgefordert wird, die vor-
laufigen Massnahmen zu treffen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einen mog-
lichen, nicht wiedergutzumachenden Schaden fiir die Opfer der behaupteten Verlet-
zung abzuwenden. Ubt der Ausschuss sein Ermessen aus, so bedeutet das keine
Entscheidung iiber die Zuldssigkeit oder in der Sache selbst.

(5) Der Ausschuss berit {iber Mitteilungen auf Grund dieses Artikels in nichtffent-
licher Sitzung. Er unterrichtet den Verfasser der Mitteilung iiber die Antworten des
betreffenden Vertragsstaats. Sobald der Ausschuss beschliesst, das Verfahren zu be-
enden, teilt er dem Vertragsstaat und dem Verfasser der Mitteilung seine Auffassun-
gen mit.

Art. 32

Ein Vertragsstaat dieses Ubereinkommens kann jederzeit erkliren, dass er die Zustin-
digkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Priifung von Mitteilungen aner-
kennt, in denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme sei-
nen Verpflichtungen aus dem Ubereinkommen nicht nach. Der Ausschuss nimmt
keine Mitteilungen entgegen, die einen Vertragsstaat betreffen, der keine derartige
Erkldrung abgegeben hat, und auch keine Mitteilungen von einem Vertragsstaat, der
keine derartige Erkldrung abgegeben hat.
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Art. 33

(1) Erhilt der Ausschuss zuverlédssige Informationen, die darauf hinweisen, dass ein
Vertragsstaat die Bestimmungen dieses Ubereinkommens in schwerwiegender Weise
verletzt, so kann er nach Konsultation des betreffenden Vertragsstaats eines oder meh-
rere seiner Mitglieder auffordern, einen Besuch durchzufiihren und ihm unverziiglich
zu berichten.

(2) Der Ausschuss setzt den betreffenden Vertragsstaat schriftlich von seiner Absicht,
einen Besuch durchzufiihren, in Kenntnis und gibt die Zusammensetzung und den
Zweck des Besuchs an. Der Vertragsstaat antwortet dem Ausschuss innerhalb einer
angemessenen Frist.

(3) Aufbegriindeten Antrag des Vertragsstaats kann der Ausschuss beschliessen, sei-
nen Besuch zu verschieben oder abzusagen.

(4) Stimmt der Vertragsstaat dem Besuch zu, so arbeiten der Ausschuss und der be-
treffende Vertragsstaat zusammen, um die Modalititen des Besuchs festzulegen, und
der Vertragsstaat stellt dem Ausschuss alles zur erfolgreichen Durchfithrung des Be-
suchs Erforderliche zur Verfiigung.

(5) Nach dem Besuch iibermittelt der Ausschuss dem betreffenden Vertragsstaat
seine Stellungnahmen und Empfehlungen.

Art. 34

Erhélt der Ausschuss Informationen, die nach seiner Meinung wohlbegriindete Hin-
weise darauf enthalten, dass es in dem Gebiet, iiber das ein Vertragsstaat die Hoheits-
gewalt ausiibt, eine ausgedehnte oder systematische Praxis des Verschwindenlassens
gibt, so kann er, nachdem er von dem betreffenden Vertragsstaat alle einschldgigen
Informationen eingeholt hat, der Generalversammlung der Vereinten Nationen iiber
den Generalsekretir der Vereinten Nationen die Angelegenheit als dringlich zur
Kenntnis bringen.

Art. 35

(1) Der Ausschuss ist nur zusténdig fir Félle von Verschwindenlassen, die nach In-
krafttreten dieses Ubereinkommens begonnen haben.

(2) Wird ein Staat nach Inkrafitreten dieses Ubereinkommens dessen Vertragspartei,
so betreffen seine Verpflichtungen gegeniiber dem Ausschuss nur Félle von Ver-
schwindenlassen, die nach Inkrafttreten des Ubereinkommens fiir den betreffenden
Staat begonnen haben.

Art. 36

(1) Der Ausschuss legt den Vertragsstaaten und der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen einen Jahresbericht iiber seine Téatigkeit auf Grund dieses Uberein-
kommens vor.
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(2) Bevor eine Stellungnahme iiber einen Vertragsstaat im Jahresbericht verdffent-
licht wird, ist dieser Vertragsstaat vorab dariiber zu unterrichten und ihm eine ange-
messene Frist einzurdumen, in der er darauf reagieren kann. Der Vertragsstaat kann
die Veroffentlichung seiner Bemerkungen oder Stellungnahmen in dem Bericht bean-
tragen.

Teil 111

Art. 37

Dieses Ubereinkommen ldsst zum Schutz von Personen vor dem Verschwindenlassen
besser geeignete Bestimmungen unberiihrt, die enthalten sind:

a) in den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats; oder

b) im fiir diesen Staat geltenden Volkerrecht.

Art. 38

(1) Dieses Ubereinkommen liegt fiir alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zur
Unterzeichnung auf.

(2) Dieses Ubereinkommen bedarf der Ratifikation durch alle Mitgliedstaaten der
Vereinten Nationen. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretir der
Vereinten Nationen hinterlegt.

(3) Dieses Ubereinkommen steht allen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zum
Beitritt offen. Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung der Beitrittsurkunde beim Ge-
neralsekretdr der Vereinten Nationen.

Art. 39

(1) Dieses Ubereinkommen tritt am dreissigsten Tag nach Hinterlegung der zwan-
zigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretér der Vereinten Na-
tionen in Kraft.

(2) Fiir jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde dieses Ubereinkommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreissigs-
ten Tag nach Hinterlegung der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Staates in
Kraft.

Art. 40

Der Generalsekretér der Vereinten Nationen notifiziert allen Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen und allen Staaten, die dieses Ubereinkommen unterzeichnet haben
oder ihm beigetreten sind,

a) die eingegangenen Unterzeichnungen, Ratifikationen und Beitritte nach Arti-
kel 38;

b) den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ubereinkommens nach Artikel 39.
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Art. 41

Die Bestimmungen dieses Ubereinkommens gelten ohne Einschrinkung oder Aus-
nahme fiir alle Teile eines Bundesstaats.

Art. 42

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten iiber die Auslegung
oder Anwendung dieses Ubereinkommens, die nicht durch Verhandlungen oder die
in diesem Ubereinkommen ausdriicklich vorgesehenen Verfahren beigelegt werden
kann, ist auf Verlangen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen.
Konnen sich die Parteien binnen sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem das
Schiedsverfahren verlangt worden ist, iiber seine Ausgestaltung nicht einigen, so kann
jede dieser Parteien die Streitigkeit dem Internationalen Gerichtshof unterbreiten, in-
dem sie einen seinem Statut entsprechenden Antrag stellt.

(2) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung oder der Ratifikation dieses Ubereinkom-
mens oder dem Beitritt zu diesem erkldren, dass er sich durch Absatz 1 nicht als ge-
bunden betrachtet. Die anderen Vertragsstaaten sind gegeniiber einem Vertragsstaat,
der einen solchen Vorbehalt gemacht hat, durch Absatz 1 nicht gebunden.

(3) Jeder Vertragsstaat, der eine Erklarung nach Absatz 2 abgegeben hat, kann diese
Erklarung jederzeit durch eine an den Generalsekretdr der Vereinten Nationen gerich-
tete Notifikation zuriicknehmen.

Art. 43

Dieses Ubereinkommen lisst die Bestimmungen des humanitéiren Volkerrechts ein-
schliesslich der Verpflichtungen der Hohen Vertragsparteien aus den vier Genfer Ab-
kommen vom 12. August 19495 und ihren zwei Zusatzprotokollen vom 8. Juni 19776
sowie die Moglichkeit jedes Vertragsstaats, dem Internationalen Komitee vom Roten
Kreuz in Situationen, die nicht vom humanitiren Vo6lkerrecht erfasst werden, den Be-
such an Orten der Freiheitsentziehung zu gestatten, unberiihrt.

Art. 44

(1) Jeder Vertragsstaat dieses Ubereinkommens kann eine Anderung vorschlagen
und sie beim Generalsekretér der Vereinten Nationen einreichen. Der Generalsekretér
iibermittelt sodann den Anderungsvorschlag den Vertragsstaaten dieses Ubereinkom-
mens mit der Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaa-
ten zur Beratung und Abstimmung iiber den Vorschlag beflirworten. Beflirwortet in-
nerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Ubermittlung wenigstens ein Drittel
der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretér die Konfe-
renz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein.

(2) Jede Anderung, die mit Zweidrittelmehrheit der auf der Konferenz anwesenden
und abstimmenden Vertragsstaaten beschlossen wird, wird vom Generalsekretdr der
Vereinten Nationen allen Vertragsstaaten zur Annahme vorgelegt.

5 SR 0.518.12; 0.518.23; 0.518.42; 0.518.51
6 SR 0.518.521; 0.518.522
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(3) Eine nach Absatz 1 beschlossene Anderung tritt in Kraft, wenn zwei Drittel der
Vertragsstaaten dieses Ubereinkommens sie nach Massgabe der in ihrer Verfassung
vorgesehenen Verfahren angenommen haben.

(4) Treten die Anderungen in Kraft, so sind sie fiir die Vertragsstaaten, die sie ange-
nommen haben, verbindlich, wihrend fiir die anderen Vertragsstaaten weiterhin die
Bestimmungen dieses Ubereinkommens und alle friiher von ihnen angenommenen
Anderungen gelten.

Art. 45

(1) Dieses Ubereinkommen, dessen arabischer, chinesischer, englischer, franzosi-
scher, russischer und spanischer Wortlaut gleichermassen verbindlich ist, wird beim
Generalsekretir der Vereinten Nationen hinterlegt.

(2) Der Generalsekretdr der Vereinten Nationen iibermittelt allen in Artikel 38 be-
zeichneten Staaten beglaubigte Abschriften dieses Ubereinkommens.

(Es folgen die Unterschriften)
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Geltungsbereich am 10. September 20247

Vertragsstaaten Ratifikation Inkrafttreten
Beitritt (B)

Albanien 8. November 2007 23. Dezember 2010
Argentinien 14. Dezember 2007 23. Dezember 2010
Armenien 24. Januar 2011 23. Februar 2011
Bangladesch 30. August 2024 B 29. September 2024
Belgien** 2. Juni 2011 2. Juli 2011
Belize 14. August 2015B  13. September 2015
Benin 2. November 2017 2. Dezember 2017
Bolivien 17. Dezember 2008 23. Dezember 2010
Bosnien und Herzegowina 30. Mirz 2012 29. April 2012
Brasilien 29. November 2010 29. Dezember 2010
Burkina Faso 3. Dezember 2009 23. Dezember 2010
Chile 8. Dezember 2009 23. Dezember 2010
Costa Rica 16. Februar 2012 17. Mérz 2012
Cote d’Ivoire 6. Juni 2024 B 6. Juli 2024
Dénemark 2 13. Januar 2022 12. Februar 2022
Deutschland* ** 24. September 2009 23. Dezember 2010
Dominica 13. Mai 2019 B 12. Juni 2019
Ecuador 20. Oktober 2009 23. Dezember 2010
Fidschi* 19. August 2019 B 18. September 2019
Finnland* ** 24. Mirz 2023 23. April 2023
Frankreich** 23. September 2008 23. Dezember 2010
Gabun 19. Januar 2011 18. Februar 2011
Gambia 28. September 2018 28. Oktober 2018
Griechenland 9. Juli 2015 8. August 2015
Honduras 1. April 2008 23. Dezember 2010
Irak 23. November 2010 B 23. Dezember 2010
Italien 8. Oktober 2015 7. November 2015
Japan 23. Juli 2009 23. Dezember 2010
Kambodscha 27. Juni 2013 B 27. Juli 2013
Kap Verde 20. Dezember 2022 19. Januar 2023
Kasachstan 27. Februar 2009 B 23. Dezember 2010
Kolumbien 11. Juli 2012 10. August 2012
Korea (Siid-) 4. Januar 2023 B 3. Februar 2023
Kroatien 31. Januar 2022 2. Mirz 2022
Kuba* 2. Februar 2009 23. Dezember 2010
Lesotho 6. Dezember 2013 5. Januar 2014
Litauen 14. August 2013 13. September 2013
Luxemburg 1. April 2022 1. Mai 2022

7 AS 2016 4693; 2018 3029; 2020 1559; 2021 536; 2022 516; 2023 587; 2024 494. Eine
aktualisierte Fassung des Geltungsbereichs ist auf der Publikationsplattform des Bundes-
rechts «Fedlex» unter folgender Adresse verdffentlicht: www.fedlex.admin.ch/de/treaty.
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Vertragsstaaten Ratifikation Inkrafttreten
Beitritt (B)

Malawi 14. Juli 2017B  13. August 2017
Malediven 31. Juli 2023 30. August 2023
Mali 1. Juli 2009 23. Dezember 2010
Malta 27. Miérz 2015 26. April 2015
Marokko* 14. Mai 2013 13. Juni 2013
Mauretanien 3. Oktober 2012 2. November 2012
Mexiko 18. Miérz 2008 23. Dezember 2010
Mongolei 12. Februar 2015 14. Mirz 2015
Montenegro 20. September 2011 20. Oktober 2011
Niederlande** 23. Mirz 2011 22. April 2011

Aruba 21. Dezember 2017 21. Dezember 2017

Karibische Gebiete

(Bonaire, Sint Eustatius und Saba)23. Mirz 2011 22. April 2011
Niger 24, Juli 2015 23. August 2015
Nigeria 27. Juli 2009 B 23. Dezember 2010
Norwegen* 22. August 2019 21. September 2019
Oman* 12. Juni 2020 B 12. Juli 2020
Osterreich 7. Juni 2012 7. Juli 2012
Panama 24. Juni 2011 24. Juli 2011
Paraguay 3. August 2010 23. Dezember 2010
Peru 26. September 2012 B 26. Oktober 2012
Portugal** 27. Januar 2014 26. Februar 2014
Sambia 4. April 2011 4. Mai 2011
Samoa 27. November 2012 27. Dezember 2012
Schweiz* ** 2. Dezember 2016 1. Januar 2017
Senegal 11. Dezember 2008 23. Dezember 2010
Serbien 18. Mai 2011 17. Juni 2011
Seychellen 18. Januar 2017 B 17. Februar 2017
Slowakei 15. Dezember 2014 14. Januar 2015
Slowenien 15. Dezember 2021 14. Januar 2022
Spanien 24. September 2009 23. Dezember 2010
Sri Lanka 25. Mai 2016 24. Juni 2016
Stidafrika 14. Mai 2024B  13. Juni 2024
Sudan* 10. August 2021 B 9. September 2021
Thailand* 14. Mai 2024 13. Juni 2024
Togo 21. Juli 2014 20. August 2014
Tschechische Republik 8. Februar 2017 10. Mirz 2017
Tunesien 29. Juni 2011 29. Juli 2011
Ukraine* 14. August 2015B  13. September 2015
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Vertragsstaaten Ratifikation Inkrafttreten

Beitritt (B)
Uruguay 4. Mérz 2009 23. Dezember 2010
Zentralafrikanische Republik 11. Oktober 2016 B 10. November 2016

* Vorbehalte und Erklarungen.

** Einwendungen.
Die Vorbehalte, Erklarungen und Einwendungen werden in der AS nicht verdffentlicht,
mit Ausnahme der Vorbehalte und Erklarungen der Schweiz. Die franzosischen und engli-
schen Texte konnen auf der Internetseite der Organisation der Vereinten Nationen (UNO):
https://treaties.un.org eingesehen oder bei der Direktion fiir Volkerrecht, Sektion Staatsver-
trige, 3003 Bern, bezogen werden.

2 Das Ubereinkommen gilt nicht fiir die Faroer und Gronland.

Erklirungen
Schweiz

1. Die Schweiz anerkennt die Zustédndigkeit des Ausschusses iiber das Verschwin-
denlassen gemiss Artikel 31 zur Entgegennahme und Priifung von Mitteilungen ein-
zelner Personen oder im Namen einzelner Personen, die der Hoheitsgewalt der
Schweiz unterstehen und die geltend machen, Opfer einer Verletzung dieses Uberein-
kommens durch die Schweiz zu sein.

2. Die Schweiz anerkennt die Zustidndigkeit des Ausschusses iiber das Verschwin-
denlassen gemdss Artikel 32 zur Entgegennahme und Priifung von Mitteilungen, in
denen ein Vertragsstaat geltend macht, ein anderer Vertragsstaat komme seinen Ver-
pflichtungen aus dem Ubereinkommen nicht nach.
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Staaten, die nach Artikel 31 und 32 des Ubereinkommens erklirt
haben, die Zustiindigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und

Priifung von Mitteilungen anzuerkennen

Albanien
Argentinien

Belgien

Bosnien und Herzegowina
Chile

Deutschland
Ecuador

Finnland

Frankreich

Japan (Art. 32)
Kolumbien (Art. 31)
Korea (Siid-)
Kroatien

Litauen

Luxemburg

Mali

Mexiko (Art. 31)
Montenegro
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Niederlande und Karibische Gebiete
_ (Bonaire, Sint Eustatius und Saba)

Osterreich

Peru (Art. 31)
Portugal

Schweiz

Serbien

Slowakei
Slowenien
Spanien

Sri Lanka (Art. 32)
Tschechische Republik
Ukraine

Uruguay



	Teil I
	Art. 1
	Art. 2
	Art. 3
	Art. 4
	Art. 5
	Art. 6
	Art. 7
	Art. 8
	Art. 9
	Art. 10
	Art. 11
	Art. 12
	Art. 13
	Art. 14
	Art. 15
	Art. 16
	Art. 17
	Art. 18
	Art. 19
	Art. 20
	Art. 21
	Art. 22
	Art. 23
	Art. 24
	Art. 25

	Teil II
	Art. 26
	Art. 27
	Art. 28
	Art. 29
	Art. 30
	Art. 31
	Art. 32
	Art. 33
	Art. 34
	Art. 35
	Art. 36

	Teil III
	Art. 37
	Art. 38
	Art. 39
	Art. 40
	Art. 41
	Art. 42
	Art. 43
	Art. 44
	Art. 45

	Geltungsbereich am 10. September 2024
	Erklärungen
	Schweiz
	Staaten, die nach Artikel 31 und 32 des Übereinkommens erklärt haben, die Zuständigkeit des Ausschusses zur Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen anzuerkennen


